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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  9 BV 176/95 

 

 

 
 
..................................................................... , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    ................................................................... 

 
 
 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Thüringen, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales und Familie 
-Abteilung 3-, Landesversorgungsamt, 
Karl-Liebknecht-Straße 4, 98527 Suhl, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Juni 1996 durch Vorsitzenden  

Richter   Dr.  S c h m i t t ,   Richter   Dr.  L a d a g e   und Richter   Dr.  K o c h e r    

sowie ehrenamtliche Richterin   K u n d e n r e i c h   und ehrenamtlichen Richter   B i l o r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision durch das Thüringer 

Landessozialgericht im Urteil vom 27. September 1995 wird zurückgewiesen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde ist nicht begründet. Ein Grund für die 

Zulassung der Revision liegt nicht vor. 

 

Der Kläger macht als Zulassungsgrund die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS 

des § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) geltend. Er sieht es als Rechtsfrage 

von grundsätzlicher Bedeutung an, ob die von Januar 1991 an geltende gesetzliche 

"Absenkung" der Geldleistungen, insbesondere der Grundrente (§ 31 Abs 1 Bundesver-

sorgungsgesetz <BVG>), für Beschädigte iS der sozialen Entschädigung mit Wohnsitz im 

Beitrittsgebiet entsprechend § 84a BVG iVm Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet K Ab-

schnitt III Nr 1 Buchst a des Einigungsvertrages (EinigVtr) mit Art 3 Abs 1 Grundgesetz 

(GG) zu vereinbaren ist. Diese Frage ist indessen nicht mehr klärungsbedürftig, weil sie 

bereits im Urteil des erkennenden Senates vom 10. August 1993 (BSGE 73, 41 = SozR 3-

3100 § 84a Nr 1) beantwortet worden ist. Der Senat hat die Regelung als mit dem GG 

vereinbar angesehen und damit die Voraussetzungen für eine Vorlage an das Bundes-

verfassungsgericht verneint. Eine Verletzung von Art 14 Abs 1 GG ist deshalb nicht gese-

hen worden, weil dem Beschädigten vor dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik 

Deutschland weder ein Anspruch noch eine Anwartschaft auf Auszahlung von Leistungen 

nach dem BVG zugestanden hat. Auch eine Verletzung des allgemeinen Gleichheitssat-

zes des Art 3 Abs 1 GG ist verneint worden. Es habe dem Gesetzgeber freigestanden, 

der durch die Vereinigung der beiden deutschen Staaten eingetretenen besonderen Lage 

dadurch Rechnung zu tragen, daß er Leistungen der sozialen Sicherheit im Beitrittsgebiet 

nur in dem Umfang gewährt, in dem auch das dort vorhandene Lohn- und Gehaltsniveau 

hinter den Durchschnittsverdiensten im früheren Bundesgebiet zurückbleibt. Eine allmäh-

liche Anpassung bis zur völligen Gleichstellung dürfe angestrebt werden. Selbst wenn das 

unterschiedliche Lohnniveau allein noch kein sachlicher Grund für die unterschiedliche 

Höhe der BVG-Leistungen sein sollte, dürfe der Gesetzgeber eine Ungleichbehandlung 

für eine Übergangszeit vorsehen, wenn anders nicht vor allem die finanzielle Dimension 

des Problems bewältigt werden kann. 

 

Diese Ausführungen haben nach wie vor Gültigkeit. Ihnen ist zwar von politischer Seite, 

nicht aber in der juristischen Literatur widersprochen worden. Wulfhorst 

(Versorgungsverwaltung 1994, 19) befürwortet eine andere Begründung. 

 

Dieser Rechtsstreit wirft keine Fragen auf, die in jenem Rechtsstreit unbeantwortet ge-

blieben sind. Die Rechtsfrage ist auch nicht durch die inzwischen verstrichene Zeit wieder 

klärungsbedürftig geworden (vgl auch Beschluß des Senats vom 12. Dezember 1995 -

 9 BV 113/95 -). Dem Beschwerdeführer ist einzuräumen, daß die Dauer der schrittweisen 

Anpassung bis zur Erreichung des gleichen Leistungsniveaus vor etwa drei Jahren, zum 
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Zeitpunkt des Erlasses des Urteils, möglicherweise kürzer eingeschätzt worden ist, als 

dies aus heutiger Sicht geschehen würde. Es kann auch davon ausgegangen werden, 

daß das tatsächliche Rentenniveau in den neuen Bundesländern im Gegensatz zur sog 

Standardrente das durchschnittliche Rentenniveau in den alten Bundesländern teilweise 

schon erreicht oder sogar überschritten hat. Dies allein ist aber kein Grund, das immer 

noch deutliche Zurückbleiben der Kriegsopferversorgung in den neuen Bundesländern als 

Verstoß gegen den Gleichheitssatz zu werten. Denn für die Partner des EinigVtr war für 

die Höhe der sog Standardrenten wie der Versorgungsrenten allein die Entwicklung der 

Erwerbseinkommen maßgebend, nicht das tatsächliche Rentenniveau, das vor allem auf-

grund längerer und regelmäßiger Erwerbstätigkeit der Frauen in den neuen Bundeslän-

dern die Renten der Frauen in den alten Bundesländern übersteigt. Die Anknüpfung der 

Renten für Kriegsopfer an die Entwicklung der Erwerbseinkünfte ist ein sachlicher Ge-

sichtspunkt, weil er an die volkswirtschaftliche Leistungskraft anknüpft, aus der die Sozi-

alleistungen finanziert werden müssen. Soweit der Beschwerdeführer einwendet, auch im 

alten Bundesgebiet habe es seit jeher regional erhebliche Einkommensunterschiede ge-

geben, ohne daß sich dies in der Kriegsopferversorgung ausgewirkt habe, verkennt er die 

neue Dimension der Lasten, die dem Gesamtstaat infolge der deutschen Einigung er-

wachsen sind, die es nicht mehr erlauben, die niedrigere wirtschaftliche Leistungskraft in 

den neuen Bundesländern wie früher im Rahmen des normalen Finanzausgleichs aufzu-

fangen. Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers wird durch die unterschiedliche 

Höhe der Grundrenten in den alten und neuen Bundesländern nicht der Gesamtstaat 

"künstlich aufgeteilt", sondern nur finanziellen Notwendigkeiten Rechnung getragen, die 

infolge einer jahrzehntelangen Teilung entstanden sind. Bereits die alljährliche Anpassung 

der Renten in den neuen Bundesländern, die deutlich über der Höhe der Rentenanpas-

sung in den alten Bundesländern liegt, verursacht Mehraufwendungen in Milliardenhöhe 

(vgl Entwurf der 11. Rentenanpassungsverordnung mit Begründung, BR-Drucks 739/95). 

Daß ostdeutsche Versorgungsempfänger auch dann noch nur eine abgesenkte Rente er-

halten, wenn sie ihren Wohnsitz in die alten Bundesländer verlegt haben oder verlegen, 

läßt sich ersichtlich schon damit rechtfertigen, keinen zusätzlichen wirtschaftlichen Anreiz 

für eine Ost-West-Wanderung zu bieten, der die Leistungskraft der neuen Bundesländer 

nur noch weiter schwächen würde.  

 

Das vom Gedanken der Gleichbehandlung für die erbrachten Opfer an Leben und Ge-

sundheit gerechtfertigte Verlangen des Klägers, mit Kriegsopfern in den alten Bundeslän-

dern gleichgestellt zu werden, würde bei einer generellen Regelung ebenfalls Finanzmittel 

in Milliardenhöhe erfordern, die nur im Rahmen einer längerfristigen Planung bereitgestellt 

werden können. Dabei muß trotz des meist fortgeschrittenen Alters der Kriegsopfer ein 

längerer Anpassungszeitraum in Kauf genommen werden, wenn infolge einer allgemeinen 

ungünstigen Wirtschaftslage auch die Haushaltsmittel knapp sind. Entscheidend ist, daß 

das Ziel der Gleichstellung sämtlicher Kriegsopfer vom Gesetzgeber anerkannt und im 

Rahmen der jeweils zur Verfügung stehenden Mittel konsequent angestrebt wird. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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